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Regelungen zu gewalthaltigen Computerspielen in Europa und Deutschland 
 
Gewalthaltige Computer- und Videospiele – in der öffentlichen Diskussion auch als „Killerspiele“ 
bezeichnet – stehen immer wieder in der Kritik. Die Europäische Kommission hat Regelungen 
der Mitgliedstaaten zur Reglementierung solcher Spiele verglichen und in einer Mitteilung über den 
Schutz der Verbraucher bei der Nutzung von Computer- und Videospielen dazu aufgerufen, ein 
hohes Niveau der Meinungsfreiheit sowie einen wirksamen und angemessenen Jugendschutz zu 
gewährleisten. 
 
Im April 2003 wurde das Alterseinstufungssystem PEGI (Pan European Games Information) für 
Computerspiele eingeführt. Das PEGI-Einstufungssystem für Offline-Spiele ersetzte verschiedene 
nationale Altersempfehlungssysteme durch ein System, das nun in nahezu ganz Europa ange-
wendet wird. Das System wird von den wichtigsten Spielekonsolenherstellern ebenso unterstützt 
wie von Verlegern und Spieleentwicklern in ganz Europa. Entwickelt wurde das System durch die 
Interactive Software Federation of Europe (ISFE). 
 
In Österreich, Belgien, Spanien, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Italien, Lettland, Li-
tauen, den Niederlanden, der Slowakei, Schweden und dem Vereinigten Königreich gelten zusätz-
lich besondere zivil- und strafrechtliche Vorschriften für den Verkauf von Computerspielen mit ju-
gendgefährdenden Inhalten. Verstöße können sanktioniert werden. Das Vereinigte Königreich, 
Irland, Deutschland und Italien haben bereits bestimmte Computerspiele verboten, indem sie ent-
weder ein förmliches Verbot ausgesprochen oder vergleichbar wirkende faktische Maßnahmen 
ergriffen haben. 
 
Bei den Online-Spielen zeigt sich ein anderes Bild. Das Internet schafft wegen des leichten Zu-
gangs und seines globalen Charakters für die EU neue Herausforderungen. Grundsätzlich unter-
liegen Internetangebote der Dienstleistungsfreiheit. Nach Art. 3 Abs. 2 der Richtlinie über den e-
lektronischen Geschäftsverkehr (sogenannte „e-commerce“-Richtlinie 2000/31/EG vom 8. Juni 
2000, EC-RL) dürfen Mitgliedstaaten den freien Verkehr von Diensten der Informationsgesellschaft 
grundsätzlich nicht einschränken. Ausnahmen gelten jedoch für Maßnahmen nach Art. 3 der EC-
RL, der als Rechtfertigung auch den Jugendschutz nennt. Die Richtlinie über audiovisuelle Me-
diendienste (Richtlinie 2007/65/EG vom 19. Dezember 2007, AVMD-RL), die Fernsehprogramme 
und einen Teil der Internet-Angebote einbezieht, findet bei Computerspielen keine Anwendung, 
auch nicht für Online-Spiele. Die Mehrheit der Mitgliedstaaten hat keine besonderen Rechtsvor-
schriften für Online-Spiele erlassen. Einige Mitgliedstaaten sind der Ansicht, dass die Vorschriften 
über Offline-Spiele entsprechend anzuwenden sind; andere wenden das im Juni 2007 geschaffene 
PEGI-Online-System an. 
 
Das Europäische Parlament und der Rat entwickelten aufgrund der verschiedenen Zugangs- und 
Nutzungsarten von Computerspielen ein mehrjähriges Gemeinschaftsprogramm zum Schutz 
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der Kinder bei der Nutzung des Internets und anderer Kommunikationstechnologien (Be-
schluss Nr. 1351/2008/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008, 
Safer Internet Action Plan seit 1999).  
 
In Deutschland wird das auf Selbstregulierung beruhende PEGI-System nicht verwendet. Statt-
dessen wird zwischen der auf Trägermedien (CD-ROMs, DVDs, etc.) bezogenen Regulierung des 
Jugendschutzgesetzes (JuSchG) und der auf Telemedien (Teledienste, Mediendienste) ausge-
richteten Konzeption des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages der Länder (JMStV) unter-
schieden. Das JuSchG, welches zuletzt im Oktober 2008 geändert wurde, sieht für die Abgabe von 
Computerspielen an Kinder und Jugendliche ein zweistufiges System vor: die Alterskennzeich-
nung für entwicklungsbeeinträchtigende Produkte und die Indizierung für jugendgefährdende 
Produkte. 
 
Für die Alterskennzeichnung sind formal die obersten Landesjugendbehörden zuständig. Sie 
dürfen jedoch ein gemeinsames Verfahren vereinbaren, mit dem die praktische Durchführung der 
Prüfung auf eine Einrichtung der freien Selbstkontrolle übertragen wird (§§ 12, 14 Abs. 6 JuSchG). 
Auf dieser Grundlage haben die obersten Landesjugendbehörden die Unterhaltungssoftware-
Selbstkontrolle (USK, http://www.usk.de/) mit der Prüfung für die Kennzeichnung beauftragt. Die 
Spielehersteller können ihre Produkte vor Veröffentlichung der USK vorlegen, deren unabhängige 
Prüfungsgremien nach der Spielepräsentation durch einen USK-Tester eine bestimmte Altersfrei-
gabe empfehlen. Produkte, die kein Kennzeichen haben – etwa, weil der Hersteller das Produkt 
der USK nicht vorgelegt hat –, dürfen ausschließlich an Erwachsene abgegeben werden. 
 
Für die mögliche Indizierung eines Spiels ist die Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Medien 
(BPjM) in Bonn zuständig (§ 17 JuSchG). Regt eine Stelle ein Indizierungsverfahren an oder bean-
tragt eine Indizierung, prüft die BPjM das Spiel darauf, ob gesetzlich bestimmte Indizierungskrite-
rien vorliegen. Zugleich hört sie den Hersteller an. Liegt ein Indizierungskriterium vor, nimmt die 
BPjM sowohl Produkte in Form von Trägermedien als auch Telemedien in die Liste jugendgefähr-
dender Schriften (§ 18 JuSchG) auf. Allerdings regelt das JuSchG nicht die Folgen einer Indizie-
rung von Telemedien, sondern verweist in seiner Erklärung zu § 16 JuSchG auf den JMStV. Sind 
Trägermedien indiziert, darf das Produkt nicht mehr öffentlich beworben oder ausgestellt werden.  
 
Neben dem Jugendschutzrecht existiert mit § 131 Strafgesetzbuch (Gewaltdarstellung) eine straf-
rechtliche Vorschrift, die grundsätzlich auch auf gewalthaltige Computerspiele anwendbar ist, 
aber in der Praxis kaum Anwendung findet. 
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